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Das Lesen im Bett
zeugt von völliger Hingabe

an die Kunst:
Man überlässt es dem Dichter,

wann man einschläft.
ERNST R. HAUSCHKA (1926 – 2012)

Modell für Villa im Schlosspark

Bremen. Die letzten Mieter der über 100
Jahre alten Villa im Schlosspark in Se-
baldsbrück sind im vergangenen Jahr aus-
gezogen. Jetzt will Immobilien Bremen
(IB) das städtische Gebäude mit einem
bislang wenig gebräuchlichen Modell
gegen Vandalismus schützen. Dafür hat
die Immobilienverwaltung das niederlän-
dische Unternehmen Camelot beauf-
tragt.

Das Modell sieht wie folgt aus: Das
Unternehmen übernimmt die Bewa-
chung leer stehender Gebäude. Dies ge-
schieht nicht durch einen Wachdienst,
sondern das Unternehmen sucht Men-
schen, die in diese Gebäude einziehen
und die Überwachung gewährleisten. Für
die Unterkunft zahlen die Hauswächter
eine Nutzungsgebühr an Camelot. Da-
durch sind die Gebäude vor Vandalismus
und Besetzung geschützt.

Nutzungskonzept wird erarbeitet
Mieterinnen und Mieter zahlen etwa 200
Euro für die Immobilien, die sie bewoh-
nen und bewachen. Allerdings sind die
Nutzungsverträge – bei denen das Miet-
recht nicht greift – so ausgelegt, dass die
Hauswächter innerhalb von vier Wochen
ihr Domizil wieder räumen müssen. Be-
kannt wurde Camelot in Bremen durch
die Bewachung des Guts Hohehorst an
der Landesgrenze in Bremen-Nord, das
2017 verkauft wurde.

Zu den zukünftigen Plänen für das Ge-
bäude in Sebaldsbrück heißt es, dass um-
fangreiche Sanierungsarbeiten notwen-
dig seien. „Es soll daher ein tragfähiges
und nachhaltiges, neues Nutzungskon-
zept erarbeitet werden“, so Pressespre-
cher Fabio Cecere. Derzeit gebe es keine
konkreten Planungen. Im Stadtteil möch-
ten die Verantwortlichen bei der zukünf-
tigen Nutzung mitreden. „Wir haben da-
rauf hingewiesen, dass das Gebäude orts-
bildprägend ist und wir genau hingucken
werden, was dort passiert“, sagt Orts-
amtsleiter Jörn Hermening.

Mieter zum Schutz
gegen Besetzung

von Christian hasemann

Kirche will Pferderennen am Karfreitag verhindern
BEK-Spitze appelliert an Innensenator – Rennverein verweist auf jahrzehntelange Tradition

Bremen. Die für Karfreitag geplante Reit-
sportveranstaltung auf dem Rennbahnge-
lände in Sebaldsbrück wird zum Politikum.
Der Senat wird sich am Dienstag mit dem
Thema befassen, nachdem es einen Ein-
spruch von unerwarteter Seite gegeben hat:
Die Bremische Evangelische Kirche (BEK)
will den Renntag verhindern, weil er nach
ihrer Ansicht dem Charakter des Karfreitags
als „stiller Feiertag“ zuwiderläuft.

Erlaubnis für Übergangszeit
Die Zukunft des traditionsreichen Renn-
bahngeländes ist in Grundzügen klar. Es soll
als Fläche für Erholung, Freizeit, Sport und
Kultur entwickelt werden, in entsprechen-
den Beteiligungsrunden unter Federführung
der Baubehörde wurden bereits erste An-
sätze für diese Nutzungen erarbeitet. Dem
Pferde- und Golfsport wird auf dem Areal
langfristig keine Zukunft mehr zugebilligt –
diesen Grundsatzbeschluss hatte die Baude-
putation im Juni 2021 gefasst. Allerdings hat
der Bremer Rennverein einstweilen das
Recht, das Gelände in der Übergangszeit zu
nutzen. Das stellte das Verwaltungsgericht
zwei Monate nach der Weichenstellung in
der Deputation klar. Ein erster Renntag auf
dieser Grundlage fand im November statt.
5000 Zuschauer kamen, der Verein wertete
die Veranstaltung als vollen Erfolg.

Für einen weiteren Renntag am Karfreitag
liegt seit einer Woche eine Genehmigung der
Wirtschaftsförderung Bremen (WFB) vor.
Rennvereinspräsident Frank Lenk hat bereits
Termine zu Detailplanungen in seinem Ka-
lender. Doch überraschend meldet sich nun
die Evangelische Kirche mit einem Ein-
spruch zu Wort. In einem Schreiben an In-
nensenator Ulrich Mäurer (SPD), das dem
WESER-KURIER vorliegt, machen BEK-Prä-
sidentin Edda Bosse und Schriftführer Bernd
Kuschnerus religiöse Gründe geltend. Sie
heben hervor, dass der Karfreitag als „stiller
Feiertag“ besonders geschützt sei. „Der Ge-
setzgeber hat neben dem Schutz des stö-

rungsfreien Ablaufs von Gottesdiensten
auch den Schutz des Charakters des Karfrei-
tags als stiller Tag der Arbeitsruhe und der
seelischen Erhebung zu gewährleisten“,
heißt es in dem Brief. „Sportliche, turneri-
sche und ähnliche Veranstaltungen gewerb-
licher Art“ seien von 6 bis 21 Uhr verboten.
Die frühere 24-stündige Feiertagsruhe sei vor
einigen Jahren bereits auf diese 15 Stunden
verkürzt worden. Angesichts dessen sei es
„völlig unverständlich und nicht hinnehm-
bar“, dass ausgerechnet am Nachmittag des
Karfreitags ein Pferderennen stattfinden
soll. An diesem Tag und zu dieser Zeit ge-
dächten viele Christen des Kreuzestodes

Jesu.
Für Frank Lenk kommt dieser Einspruch

völlig unerwartet, denn: Der Renntag am
Karfreitag hat in Bremen eine jahrzehnte-
lange Tradition. Nie sei von kirchlicher Seite
eine Unvereinbarkeit mit religiösen Belan-
gen geltend gemacht worden. „Ich habe zwar
Verständnis für den Vortrag der BEK, meine
aber doch, dass unsere Veranstaltung für die
Kirche akzeptabel sein sollte, auch weil die-
ser Renntag vielleicht der letzte sein könnte“,
sagt Lenk

Rennverein ist dialogbereit
Über eine mögliche Verschiebung – etwa auf
den Ostersonnabend – hat sich der Verein
laut Lenk noch keine Gedanken gemacht.
Günstig wäre ein solcher Terminwechsel
nach seiner Einschätzung nicht, weil es dann
zu Konkurrenzsituationen mit anderen pfer-
desportlichen Veranstaltungen im norddeut-
schen Raum kommen könnte. „Natürlich
sind wir aber stets um Lösungen bemüht“,
ergänzt Lenk.

Das Thema wird nun am Dienstag den Se-
nat beschäftigen. Innensenator Mäurer hat
es für die inoffizielle Vorbesprechung, das
sogenannte Senatsfrühstück, zur Erörterung
angemeldet. Eine inhaltliche Abstimmung
zwischen der Wirtschaftsbehörde und Mäu-
rers Haus, das ordnungsrechtlich zuständig
ist, hat es bisher nicht gegeben.

von Jürgen theiner
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Bremen. Rund 4400 Gefängnisinsassen gibt
es derzeit in Niedersachsen, zwei Drittel da-
von sind doppelt geimpft. Von Bremens der-
zeit 564 Gefangenen sind 407 geimpft, davon
227 auch geboostert. Angesichts der großen
Fluktuation in der Justizvollzugsanstalt
(JVA) sei dies aber nicht mehr als eine Mo-
mentaufnahme, betont Matthias Koch, Spre-
cher des Bremer Justizressorts. Doch wich-
tiger sei ohnehin eine andere Entwicklung:
„Echte und größere Ausbrüche konnten bis-
lang verhindert werden.“ Dass sich auch dies
in Zeiten von Omikron trotz aller Schutz-
maßnahmen schnell ändern kann, zeigt das
Beispiel der JVA Fuhlsbüttel in Hamburg.
Dort wurden Anfang Januar 21 Gefangene
und ein Beschäftigter positiv auf Corona ge-
testet.

21 bestätigte Infektionen hat es seit März
2020 unter den Gefangenen der Bremer JVA
gegeben, keiner davon hatte laut Justizres-
sort einen schweren Verlauf. In den ge-
schlossenen Abteilungen gab es keinen ein-
zigen Corona-Fall, alle Betroffenen waren
und sind im offenen Vollzug untergebracht.
Im Sinne des Resozialisierungsgedankens
habe man sich trotzdem dafür entschieden,
den Gefangenen weiterhin den Berufsfrei-
gang zu ermöglichen, sagt Koch.

Die Fluktuation in einer JVA sei ohnehin
groß: „Allein von September bis November
2021 hatten wir 351 Zugänge und 315 Entlas-
sungen, erläutert Koch. „Viele in der JVA ge-
impfte Gefangene sind bereits entlassen
worden, auf der anderen Seite kommen ste-
tig ungeimpfte Zugänge hinzu.“ Um das Ein-
schleppen des Virus möglichst zu verhin-
dern, werden Neuzugänge in den ersten bei-
den Wochen ihrer Haft nicht direkt in die
Vollzugsgruppen aufgenommen, sondern
abgesondert untergebracht.

Auf die Auswirkungen dieser Ein- und Aus-
gänge auf die Impf-Gesamtquote weist auch
Niedersachsens Justizministerin Barbara
Havliza (CDU) hin. „Sie bringen uns immer
wieder neue, nicht geimpfte Gefangene in
die Anstalten.“ Jeder im Gefängnis erhalte
aber ein Impfangebot. Dies gilt auch für Bre-
men. Und nicht nur eines, unterstreicht Mat-
thias Koch. „Gefangene mit Vorbehalten
gegen die Impfung versuchen wir fortlau-
fend mit entsprechenden Argumenten und
Infomaterial zu erreichen – und dies durch-
aus wiederholt und mehrsprachig.“ Letztlich
gehe es hinter den Gefängnismauern aber
nicht anders zu als draußen: „Auch durch
noch so große Bemühungen und Argumente
lassen sich nicht alle überzeugen.“

Infizierte Gefangene gehen auch in der JVA
in Quarantäne, entweder in einem separaten

Trakt oder in der Krankenstation. Sollte es
in Oslebshausen zu schwereren Erkrankun-
gen kommen, würden die Betroffenen in ein
Krankenhaus verlegt.

Beim Personal ihrer Justizvollzugsanstal-
ten (Bremen: 442 Beschäftigte, Niedersach-
sen: rund 4000) kommen beide Bundeslän-
der auf eine Impfquote von etwas über 90
Prozent. In Niedersachsen haben drei Vier-
tel davon auch eine Auffrischungsimpfung,
in Bremen ist dieser Wert nicht zu ermitteln.
„Die Mitarbeiter haben darüber keine Be-

richtspflicht“, erläutert Matthias Koch. „Wir
gehen allerdings davon aus, dass ein Groß-
teil der Geimpften mittlerweile auch dritt-
geimpft ist.“

Die Zahl der an Corona erkrankten JVA-Be-
diensteten in Bremen seit Pandemie-Beginn
lautet 43. Zu größeren Problemen habe das
nicht geführt, sagt Koch. Gleichwohl sei die

zusätzliche Belastung der Bediensteten
durch die Pandemie kein Zuckerschlecken,
zumal es – anders als in vielen anderen Be-
rufen – in der Natur der Sache liege, dass von
ihnen eben niemand ins Homeoffice könne.
„Resozialisierung bleibt eine Face-to-Face-
Aufgabe, die schlicht nicht kontaktlos zu ma-
chen ist.“

Für Entlastung soll derzeit in der Justiz-
vollzugsanstalt Oslebshausen die Wiederein-
führung einer Regelung führen, die es bereits
im Frühjahr 2021 für mehrere Monate gab.
Seit Anfang Dezember und zunächst bis 31.
März hat Bremen alle Ladungen zu soge-
nannten Ersatzfreiheitsstrafen ausgesetzt.
Damit sind Straftäter gemeint, die die Geld-
strafe, zu der sie verurteilt wurden, nicht be-
zahlen, sondern im Gefängnis „absitzen“. Sie
müssen ihre Strafe erst frühestens im April
antreten. Dies soll einerseits die Beschäftig-
ten angesichts ihrer zusätzlichen Coro-
na-Aufgaben entlasten, andererseits das Ri-
siko verkleinern, das Virus von außen einzu-
schleppen.

Diese Regelung gibt es seit Anfang des Jah-
res auch in Hamburg. Außerdem wurde dort
die Haft von 70 Gefangenen unterbrochen,
die bereits eine Ersatzfreiheitsstrafe absa-
ßen. Sie wurden aus dem Gefängnis entlas-
sen und müssen ihre Strafe voraussichtlich
erst ab Mai weiter verbüßen.

Fast drei Viertel der Gefangenen geimpft
Erneut Aussetzung von Ersatzfreiheitsstrafen – Impfquote beim JVA-Personal liegt bei mehr als 90 Prozent

von ralf miChel

Mit zahlreichen Schutzmaßnahmen ist es bislang weitgehend gelungen, das Corona-Virus außerhalb der Mauern der Justizvollzugsanstalt zu halten. FOTO: OLIVER BERG/DPA

Im November 2021
waren auf dem Ge-
läuf in Sebaldsbrück
zuletzt Jockeys und
Pferde zu sehen.FO
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Bremen. Bremen und Bremerhaven kön-
nen im Haushalt 2022/23 voraussichtlich
weitere 31 Millionen Euro für das soge-
nannte „Handlungsfeld Klimaschutz“
ausgeben. Der Senat wird wahrscheinlich
am Dienstag ein entsprechendes Maß-
nahmenbündel beschließen.

Die Umweltbehörde hatte alle Senats-
ressorts und den Bremerhavener Magis-
trat aufgefordert, einschlägige Vorhaben
für den Klimatopf anzumelden. Nicht alle
der insgesamt 110 eingereichten Projekt-
anträge wurden bewilligt – unter ande-
rem weil kein wirklicher Bezug zum Kli-
maschutz erkennbar war. Das gilt zum
Beispiel für den Wunsch der Innenbe-
hörde, ein Polizeiboot für rund 5,5 Millio-
nen Euro zu beschaffen.

Die letztlich von der Umweltbehörde
befürworteten Projekte umfassen ein
breites Spektrum. Es reicht von Energie-
und Abfallwirtschaft über Verkehr, Woh-
nen und Stadtentwicklung bis zu Konsum
und Ernährung. Beispiele sind etwa die
Beschaffung von LED-Beleuchtungen
und Solaranlagen, Photovoltaik-Spei-
chern und Wärmepumpen. Für Kritik aus
der Opposition wird erneut sorgen, dass
die jetzt aufgelegten Projekte auch zahl-
reiche neue Planstellen in der Verwaltung
beinhalten. Dies hatte schon bei den bei-
den ersten Tranchen des Klimapro-
gramms für Ärger gesorgt. Diesmal ge-
nehmigen sich die Senatsressorts insge-
samt 23,5 neue Stellen, davon allein 14 in
der Umweltbehörde.

31 Millionen für
den Klimaschutz
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407
von 564 Gefangenen in der JVA

Bremen sind geimpft,
davon 227 auch geboostert.


